Ja. Nach der erwartbaren Ablehnung braucht ihr keine bloße Feststellungsklage, sondern eine sauber gestufte allgemeine Leistungsklage, hilfsweise verbunden mit Feststellungsanträgen.
Der entscheidende Punkt ist: Eure bisherigen Anträge verlangen bereits konkrete Bestandsauskünfte, wissenschaftlichen Zugang, Pilotzugang, Sicherung und eine differenzierte Entscheidung. Damit ist die spätere Klage nicht mehr abstrakt. Sie knüpft an ein konkretes, abgelehntes Zugangsbegehren an.
Die Klage würde in drei Ebenen aufgebaut
1. Hauptantrag: Zugang beziehungsweise ermessensfehlerfreie Entscheidung
Der stärkste Hauptantrag lautet nicht sofort:
„Die Beklagte muss alle Daten herausgeben.“
Das wäre möglicherweise zu weit und könnte an Urheberrecht, Rundfunkfreiheit, Kapazitäten oder fehlender Spruchreife scheitern.
Robuster wäre:
Die Beklagte wird verpflichtet, über den Antrag des Klägers auf wissenschaftlichen Archiv- und Forschungszugang unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu entscheiden und dabei die beantragten abgestuften Zugangsmöglichkeiten – Bestandsauskunft, Präsenzzugang, Pilotzugang, geschützter Datenraum und Bereitstellung vorhandener Transkripte und Metadaten – jeweils gesondert zu prüfen.
Damit zwingt ihr das Gericht zunächst zur Klärung, ob die Rundfunkanstalt überhaupt pauschal ablehnen darf.
Falls die Archivordnung oder das einschlägige Landesrecht bereits einen hinreichend konkreten Anspruch vermittelt, kann zusätzlich unmittelbar auf Zugang geklagt werden.
2. Hilfsantrag: konkrete Leistung
Hilfsweise beziehungsweise bei hinreichender Spruchreife:
Die Beklagte wird verpflichtet, dem Kläger oder dem von ihm benannten wissenschaftlichen Projektträger für den Zeitraum 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2025 einen wissenschaftlich geeigneten Zugang zu den bei ihr vorhandenen veröffentlichten Programmbeständen sowie den hierzu vorhandenen Identifikations-, Zeit-, Untertitel-, Transkript- und Erschließungsdaten zu gewähren, soweit keine konkret benannten überwiegenden Rechte Dritter entgegenstehen.
3. Weitere Hilfsanträge: Feststellung und Sicherung
Es wird festgestellt, dass die Beklagte nicht berechtigt ist, den wissenschaftlichen Zugang zu sämtlichen angefragten veröffentlichten Programmbeständen und technischen Erschließungsdaten pauschal unter Berufung auf den journalistisch-redaktionellen Bereich abzulehnen.
Und:
Die Beklagte wird verpflichtet, die vom Antrag erfassten, vorhandenen Programmbestände und Erschließungsdaten bis zum rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens unverändert zu sichern, soweit eine Löschung, Überschreibung oder sonstige Beeinträchtigung ihrer wissenschaftlichen Auswertbarkeit droht.
Musterklage
An das Verwaltungsgericht [Ort]
Verwaltungsrechtssache
[Name, Anschrift]
– Kläger –
gegen
[Landesrundfunkanstalt/ZDF/Deutschlandradio],
vertreten durch [Intendantin/Intendanten],
[Anschrift]
– Beklagte –
wegen wissenschaftlichen Zugangs zu Programmbeständen und Programmdaten
erhebe ich Klage und beantrage,
Hauptantrag
1. die Beklagte zu verpflichten, über meinen Antrag vom [Datum] auf wissenschaftlichen Archiv- und Forschungszugang unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu entscheiden;
1. die Beklagte hierbei zu verpflichten, über jede der folgenden Zugangsmöglichkeiten gesondert und auf Grundlage einer einzelfallbezogenen Abwägung zu entscheiden:
a. Bestandsauskunft,
b. Präsenz- und Sichtungszugang,
c. zeitlich und sachlich begrenzter Pilotzugang,
d. geschützter digitaler Zugang,
e. Bereitstellung vorhandener Transkripte und Untertiteldateien,
f. Bereitstellung vorhandener Identifikations-, Zeit- und Erschließungsmetadaten,
g. wissenschaftliche Eigenrecherche in den Archiven,
h. Zugang unter Vertraulichkeits-, Datenschutz- und Zweckbindungsauflagen;
erster Hilfsantrag
1. die Beklagte zu verpflichten, mir beziehungsweise dem von mir benannten wissenschaftlichen Projektträger für den Zeitraum vom 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2025 einen wissenschaftlich geeigneten Zugang zu den bei ihr vorhandenen, bereits veröffentlichten Programmbeständen und den hierzu vorhandenen Erschließungsdaten zu gewähren;
zweiter Hilfsantrag
1. festzustellen, dass die Beklagte nicht berechtigt ist, meinen Antrag pauschal und ohne Differenzierung zwischen veröffentlichten Programminhalten, technischen Metadaten, Transkripten, Untertiteln und vertraulichen redaktionellen Interna abzulehnen;
dritter Hilfsantrag
1. festzustellen, dass die Beklagte verpflichtet ist, die Möglichkeit eines beschränkten Pilot-, Präsenz- oder Sichtungszugangs zu prüfen, bevor sie das Zugangsbegehren vollständig ablehnt;
Sicherungsantrag
1. die Beklagte zu verpflichten, die vom Antrag erfassten vorhandenen Programmbestände, Transkripte, Untertitel-, Segmentierungs- und Erschließungsdaten bis zum rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens unverändert zu sichern, soweit deren Löschung, Überschreibung oder technische Veränderung droht;
1. hilfsweise der Beklagten aufzugeben, Auskunft über die geltenden Aufbewahrungs-, Lösch-, Überschreibungs- und Migrationsfristen der angefragten Daten zu erteilen;
1. die Kosten des Verfahrens der Beklagten aufzuerlegen.
Begründung
I. Sachverhalt
Der Kläger ist rundfunkbeitragspflichtig und wird dauerhaft zur Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks herangezogen.
Mit Schreiben vom [Datum] beantragte er bei der Beklagten wissenschaftlichen Archiv- und Forschungszugang zu den von ihr verantworteten, bereits veröffentlichten Programmbeständen für den Zeitraum vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Dezember 2025.
Der Antrag war bewusst abgestuft. Verlangt wurden zunächst:
1. eine Bestandsauskunft,
1. die Benennung vorhandener Audio- und Videobestände,
1. vorhandene Transkripte und Untertiteldateien,
1. Identifikations-, Zeit- und Erschließungsmetadaten,
1. Informationen über vorhandene Recherche- und Sichtungsmöglichkeiten,
1. hilfsweise ein beschränkter Pilot- oder Präsenzzugang.
Ausdrücklich nicht verlangt wurden vertrauliche Quellen, Informantendaten, interne journalistische Kommunikation oder nicht veröffentlichtes investigatives Material.
Der Antrag bot zudem umfassende Schutzmaßnahmen an, darunter wissenschaftliche Zweckbindung, Vertraulichkeitsvereinbarungen, Beschränkung auf benannte Forscher, gesicherte Datenräume, Ausschluss einer kommerziellen Nutzung und Veröffentlichung nur aggregierter Ergebnisse. Die einheitliche Forschungsanlage beschreibt Forschungsfrage, Untersuchungsgegenstand, Methodik und Schutzmaßnahmen konkret.
Mit weiterem Schreiben vom [Datum] wurde die Beklagte aufgefordert, die angefragten Daten bis zur abschließenden Klärung zu sichern.
Die Beklagte lehnte den Antrag mit Schreiben vom [Datum] ab beziehungsweise beantwortete ihn trotz Erinnerung vom [Datum] nicht abschließend. Die Erinnerung verlangte ausdrücklich eine gesonderte Entscheidung über archivierte Programminhalte, Transkripte, Untertitel, Metadaten, Pilotzugang, Kooperation und Datensicherung.
II. Verwaltungsrechtsweg
Der Verwaltungsrechtsweg ist eröffnet.
Die Beklagte ist eine rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts. Der Streit betrifft nicht einen privatrechtlichen Erwerb einzelner Sendungen, sondern die Reichweite ihrer öffentlich-rechtlichen Archiv-, Transparenz-, Zugangs- und Mitwirkungspflichten im Zusammenhang mit der Erfüllung ihres gesetzlichen und verfassungsrechtlichen Funktionsauftrags.
Die Archive von ARD, ZDF und Deutschlandradio erklären selbst, durch die Zugänglichmachung von Originalquellen einen gesellschaftlichen Beitrag zu leisten und einen Zugang für Wissenschaft und Forschung anzubieten. Das DRA wird als Erstansprechpartner für allgemeine wissenschaftliche und anstaltsübergreifende Recherchen bezeichnet. (ard.de)
Die Beklagte handelt daher nicht ausschließlich wie eine private Rechteinhaberin am Markt, sondern im Rahmen einer öffentlich-rechtlich strukturierten Aufgabenwahrnehmung.
III. Statthafte Klageart
Statthaft ist primär die allgemeine Leistungsklage beziehungsweise – soweit die Ablehnung als Verwaltungsakt einzuordnen ist – die Verpflichtungsklage.
§ 42 Abs. 1 VwGO erfasst die Verurteilung zum Erlass eines abgelehnten oder unterlassenen Verwaltungsakts. (Gesetze im Internet) Sollte das Gericht die Entscheidung über den Archivzugang nicht als Verwaltungsakt ansehen, ist das Leistungsbegehren als allgemeine Leistungsklage zu behandeln.
Die hilfsweisen Feststellungsanträge sind nach § 43 Abs. 1 VwGO statthaft, weil zwischen Kläger und Beklagter ein konkreter Streit über Reichweite und Grenzen des wissenschaftlichen Zugangs besteht. Eine Feststellungsklage setzt ein konkretes Rechtsverhältnis und ein berechtigtes Interesse an baldiger Klärung voraus. (Gesetze im Internet)
IV. Klagebefugnis und Rechtsschutzinteresse
Der Kläger macht keine allgemeine Popularklage geltend.
Er hat selbst einen konkreten wissenschaftlichen Zugang beantragt. Dieser Antrag wurde abgelehnt oder nicht beschieden.
Sein Interesse beruht auf mehreren Ebenen:
1. Er ist dauerhaft beitragspflichtig.
1. Das Bundesverwaltungsgericht hat programmbezogene Einwendungen grundsätzlich geöffnet.
1. Die dafür verlangte wissenschaftliche Langzeitanalyse setzt stabile Programmdaten voraus.
1. Die angefragten Daten befinden sich überwiegend in der Sphäre der Beklagten.
1. Die Beklagte hat selbst öffentlich einen wissenschaftlichen Archivzugang angekündigt.
Der Kläger begehrt daher keine abstrakte Bewertung des Rundfunks, sondern Zugang zu konkret bezeichneten Quellen für ein konkret beschriebenes Forschungsprojekt.
V. Keine unzulässige Ausforschung
Die Beklagte kann den Antrag nicht als grenzenlose Ausforschung behandeln.
Das Begehren ist zeitlich, sachlich und funktional begrenzt:
1. Zeitraum: zwei Jahre;
1. nur von der Beklagten verantwortete Angebote;
1. nur bereits veröffentlichte Inhalte;
1. nur vorhandene Daten;
1. keine vertraulichen journalistischen Quellen;
1. kein nicht veröffentlichtes Rohmaterial;
1. gestufte Zugangsformen;
1. Bereitschaft zu Schutz- und Vertraulichkeitsauflagen.
Die Datenkategorien sind konkret bezeichnet. Dazu gehören etwa Untertitel, vorhandene Transkripte, Titel, Ausstrahlungszeiten, Sendungsdauer, Segmentierung und technische Erschließungsdaten.
VI. Pflicht zur differenzierten Entscheidung
Die Beklagte darf technisch-bibliografische Informationen zu bereits veröffentlichten Programmen nicht ohne Weiteres mit vertraulichen redaktionellen Vorgängen gleichsetzen.
Zwischen folgenden Datenarten bestehen erhebliche Unterschiede:
1. veröffentlichter Sendungsinhalt,
1. bibliografische Identifikationsdaten,
1. technische Zeit- und Formatdaten,
1. vorhandene Untertitel und Transkripte,
1. Archivsignaturen,
1. interne redaktionelle Kommunikation,
1. Quellenschutzinformationen.
Eine pauschale Ablehnung sämtlicher Kategorien ohne Einzelfallprüfung verfehlt diese Unterschiede.
Die Beklagte muss daher zumindest prüfen, ob ein begrenzter Zugang unter Schutzauflagen möglich ist. Die vollständige Ablehnung ist nur dann verhältnismäßig, wenn auch mildere Mittel – Präsenzsichtung, Pilotzugang, Datenraum, reduzierte Metadaten oder Vertraulichkeitsvereinbarung – nicht ausreichen.
VII. Wissenschaftlicher Zugangsanspruch und Selbstbindung
Die öffentlich-rechtlichen Archive stellen sich selbst als Partner von Wissenschaft und Forschung dar. Die ARD erklärt, dass in jedem Rundfunkarchiv Ansprechpartner für wissenschaftliche Anfragen vorhanden sind; das DRA soll allgemeine oder anstaltsübergreifende Forschungsvorhaben koordinieren. (ard.de)
Einzelne Archive beschreiben konkrete Zugangsmöglichkeiten. Das NDR-Archiv unterstützt etwa wissenschaftliche Forschungsprojekte und Abschlussarbeiten grundsätzlich. Das ARD-Hauptstadtstudio gewährt unter Beachtung seiner Primärzwecke Zugang für Wissenschaft und Forschung. (ard.de)
Daraus folgt noch nicht automatisch ein schrankenloser Herausgabeanspruch. Es folgt aber jedenfalls, dass ein ernsthaftes, methodisch beschriebenes Forschungsvorhaben nicht mit einem formelhaften „wollen wir nicht, müssen wir nicht“ erledigt werden kann. Die Beklagte muss ihre eigenen Zugangsgrundsätze konsistent, sachgerecht und gleichheitsgerecht anwenden.
VIII. Effektiver Rechtsschutz
Das Bundesverwaltungsgericht hat den Einwand eines strukturellen Vielfaltsdefizits nicht generell ausgeschlossen, zugleich aber hohe Anforderungen an die tatsächliche Darlegung gestellt. (Bundesverwaltungsgericht)
Gerade daraus ergibt sich die zentrale verfahrensrechtliche Frage:
Darf die datenhaltende öffentlich-rechtliche Anstalt den wissenschaftlichen Zugang vollständig verweigern, obwohl die fachgerichtlich verlangte Analyse ohne stabile und reproduzierbare Programmdaten praktisch kaum möglich ist?
Der Kläger behauptet nicht, Art. 19 Abs. 4 GG begründe unmittelbar einen unbegrenzten Archivzugang. Er macht geltend, dass bei der Auslegung und Anwendung vorhandener Archiv-, Zugangs- und Entscheidungsspielräume berücksichtigt werden muss, ob andernfalls ein höchstrichterlich grundsätzlich eröffneter Einwand praktisch leerläuft.
IX. Anspruch auf Neubescheidung
Selbst wenn das Gericht keinen unmittelbaren Anspruch auf die vollständig beantragte Zugangsform anerkennt, besteht jedenfalls ein Anspruch auf eine sachgerechte, differenzierte und ermessensfehlerfreie Entscheidung.
Die Beklagte hat insbesondere zu prüfen:
1. welche Bestände vorhanden sind;
1. welche Daten bereits öffentlich oder wissenschaftlich zugänglich sind;
1. welche Rechte Dritter konkret betroffen sind;
1. ob eine Präsenzsichtung möglich ist;
1. ob ein Pilotzugang möglich ist;
1. ob technische und bibliografische Metadaten getrennt bereitgestellt werden können;
1. ob Transkripte und Untertitel unter Zweckbindungsauflagen nutzbar sind;
1. welche Kosten entstehen;
1. welche Daten nicht bei ihr liegen;
1. welche alternative Stelle zuständig ist.
Eine Ablehnung ohne diese Prüfung ist jedenfalls rechtsfehlerhaft.
X. Sicherungsanspruch
Der Sicherungsantrag ist erforderlich, weil Programminhalte öffentlich depubliziert, Dateien migriert, Metadaten verändert oder Daten nach internen Fristen gelöscht werden können.
Der Kläger verlangt keine dauerhafte, grenzenlose Archivierung. Er verlangt lediglich die vorübergehende Sicherung konkret bezeichneter vorhandener Daten, solange gerade über den Zugang zu diesen Daten gestritten wird.
Sollte eine konkrete Löschung unmittelbar bevorstehen, wäre zusätzlich ein Antrag auf einstweilige Anordnung nach § 123 VwGO zu prüfen. Die VwGO sieht einstweiligen Rechtsschutz zur Sicherung von Rechten vor. (Gesetze im Internet)
XI. Beweisanträge und gerichtliche Aufklärung
Der Kläger regt an, der Beklagten aufzugeben, vorzulegen beziehungsweise mitzuteilen:
1. die geltende Archiv- oder Benutzungsordnung;
1. interne oder veröffentlichte Grundsätze für wissenschaftlichen Zugang;
1. die zuständigen Organisationseinheiten;
1. eine Übersicht der im beantragten Zeitraum vorhandenen Datenarten;
1. die Aufbewahrungs- und Löschfristen;
1. die technisch möglichen Zugangsformen;
1. anonymisierte Beispiele vergleichbarer wissenschaftlicher Nutzungen;
1. die Gründe, weshalb ein Pilot- oder Präsenzzugang nicht möglich sein soll;
1. die konkret betroffenen Rechte Dritter;
1. die Erwägungen, die zur Ablehnung geführt haben.
Das Gericht erforscht nach § 86 VwGO den Sachverhalt von Amts wegen. Die Frage, welche Bestände vorhanden und welche Zugangsmöglichkeiten technisch möglich sind, liegt ausschließlich in der Erkenntnissphäre der Beklagten.
Was wahrscheinlich passieren wird
Die Anstalten werden voraussichtlich mit unterschiedlichen Linien reagieren:
1. Es gebe keinen subjektiven Rechtsanspruch.
1. Die Kläger seien keine anerkannten Wissenschaftler.
1. Die Anfrage sei zu groß.
1. Die Archive dienten primär internen Zwecken.
1. Urheber- und Leistungsschutzrechte stünden entgegen.
1. Der journalistisch-redaktionelle Bereich sei geschützt.
1. Metadaten oder Transkripte existierten nicht vollständig.
1. Der Aufwand sei unverhältnismäßig.
1. Eine massenhafte Antragstellung sei rechtsmissbräuchlich.
Darauf muss die Klage vorbereitet sein.
Das größte Risiko: fehlende wissenschaftliche Eigenbetroffenheit
Wenn hunderte Bürger identische Anträge stellen, obwohl tatsächlich nur ein Institut die Untersuchung durchführen soll, werden die Anstalten und Gerichte fragen:
Warum benötigt jeder einzelne Kläger einen eigenen vollständigen Archivzugang?
Das ist ein ernstes Problem.
Darum würde ich die Anträge und Klagen nicht so führen, als wolle jeder Bürger persönlich zwei Jahre Rundfunkprogramm analysieren. Jeder Kläger sollte erklären:
Der Zugang soll durch den zentral benannten wissenschaftlichen Projektträger wahrgenommen werden; der Kläger macht als Beitragspflichtiger die Ermöglichung dieses konkreten, gemeinschaftlich getragenen Forschungsvorhabens geltend.
Noch robuster wäre, wenn das wissenschaftliche Institut, ein Verein oder eine Stiftung selbst als Antragsteller und Kläger auftritt. Denn die Archive knüpfen ihren Zugang häufig gerade an wissenschaftliche Projekte oder Institutionen. Das DRA-Kontaktformular fragt ausdrücklich nach der Institution. (Archivkontakt)
Meine klare Empfehlung zur Skalierung
Nicht 50 identische Vollzugangsklagen desselben Zuschnitts ohne Differenzierung.
Sondern drei koordinierte Klägertypen:
Typ A – Wissenschaftlicher Projektträger
Ein Institut, Verein oder eine Stiftung beantragt den eigentlichen Forschungszugang.
Typ B – Beitragspflichtige Kläger
Sie beantragen die Feststellung beziehungsweise Mitwirkung, dass die Anstalt den zentralen Projektträger nicht ohne differenzierte Prüfung ausschließen darf.
Typ C – Sicherungskläger
Ausgewählte Kläger beantragen einstweiligen Rechtsschutz, wenn konkrete Datenverluste oder Löschungen drohen.
Das vermeidet den Einwand, hunderte Bürger verlangten jeweils denselben kompletten Datenbestand nur zur Erzeugung von Prozessen.
Das Ergebnis, das ihr für Leipzig braucht
Der ideale Revisionsfall lautet nicht:
„Hundert Bürger wollten dieselben Videos und wurden abgewiesen.“
Sondern:
„Ein konkret benanntes, fachlich qualifiziertes Forschungsvorhaben beantragte einen abgestuften, geschützten Zugang. Fünfzig Beitragspflichtige unterstützten dieses Projekt in ihren jeweiligen Rechtsverhältnissen. Die Anstalten verweigerten nicht nur die Herausgabe, sondern auch Bestandsauskunft, Pilotzugang, Präsenzsichtung, Schutzmodelle und Neubescheidung. Die Verwaltungsgerichte bestätigten dies, obwohl sie gleichzeitig einen wissenschaftlichen Vollnachweis verlangen.“
Das ist der Fall, den man zum Bundesverwaltungsgericht tragen kann. Er ist eng, konkret und revisionsfähig. Und er dokumentiert genau den Zirkelschluss, den das V-Gutachten beschreibt: wissenschaftlicher Nachweis verlangt, wissenschaftlicher Zugang aber verweigert.
 

